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Internationaler Frauentag 2009

Frauen sind die ersten Krisenopfer
Die ersten bei Kurzarbeit und Kündigung, noch mehr von Prekarisierung und Flexibili-
sierung betroffen, weiterhin um ein Drittel weniger Lohn als für Männer, noch geringe-
re Chancen auf Führungspositionen, dafür weiter Mehrfachbelastung durch Kinderer-
ziehung, Pflege von Angehörigen und Hausarbeit. Die Bilanz zum Internationalen Frauen-
tag ist nicht rosig. Widerstand ist angesagt.
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Die gefährlichste Hexe des deutschen Reiches.
Wilhelm II. über Clara Zetkin

Bei der Todesstrafe und der Emanzipation der Frau darf man
die Basis nicht fragen. Denn die Basis (...) ist primär reaktio-
när.
Bruno Kreisky, Kurier, 13. Oktober 1979

Die Frauen dürfen so wenig auf die Hilfe der Männer warten
wie die Arbeiter auf die der Bourgeoisie.
August Bebel, Die Frau und der Sozialismus

Alle Emanzipation ist Zurückführung der menschlichen Welt,
der Verhältnisse, auf den Menschen selbst.
Karl Marx, MEW 1, S. 370, 1844
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Von Karin Antlanger
Juristin und

Sozialpädagogin
Betriebsrats-
Vorsitzende

EXIT-sozial Linz
Bundesvorsitzende des GLB

Seite

Offenlegung laut § 25 Mediengesetz: Medieninhaber
(Verleger) ist der Gewerkschaftliche Linksblock
(GLB). Der GLB ist Teil des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes (ÖGB) und bekennt sich zur
Hauptresolution des 1. Bundeskongresses des ÖGB.
Der GLB ist ein Verein. Vorstandsmitglieder sind Mag.
Karin Antlanger (Vorsitzende), Werner Beier, Bar-
bara Buchacher-Kundi, Josef Stingl (Stellvertreten-
de Vorsitzende), Oliver Jonischkeit (Sekretär), Ani-
ta Kainz (Schriftführerin) und Inge Broz (Kassierin).
Die Blattlinie entspricht den Grundsätzen des GLB.

Elternteilzeit = Frauenteilzeit?
In Festtagsreden und Presseartikeln zum Internationalen
Frauentag werden neben vielem Blabla auch so manche richti-
ge Feststellungen getroffen und Forderungen erhoben, die in
der Alltagspolitik dann nicht umgesetzt werden. So etwa die
Forderung „Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“: seit Jahr-
zehnten aktuell – aber die Einkommensschere zwischen Män-
ner- und Frauenlöhnen geht immer weiter auseinander. Speziell
in Oberösterreich mit einer starken Metallindustrie liegen die
Frauenlöhne auffallend weit zurück. Kein Wunder, ist doch die
Metallindustrie praktisch für Frauen immer noch quasi unzu-
gänglich.

Mehr und bessere Kinderbetreuungseinrichtungen werden im-
mer noch als „Frauenforderung“ erhoben. Aber solange die Kin-
derbetreuung nicht als eine gesamtgesellschaftliche Forderung
von Frauen und Männern = Vätern erhoben wird, wird nicht
viel weiter gehen. Denn wenn Frauenlöhne kaum höher sind als
das Kindergeld, werden es die Frauen sein, die zweieinhalb
Jahre zu Hause bleiben.

Und wenn Elternteilzeit als Frauenteilzeit verstanden wird, ist
der Zug der beruflichen Karriere abgefahren. Die Rechnung
für mehrjährige Kinderkarenz und Elternteilzeit erhalten die be-
troffenen Frauen spätestens bei der Pension serviert, wenn sie
dann an der Armutsgrenze dahintümpeln. Mitgerissen in die
Frauenarmutsfalle werden auch jene, die keinen Vollzeitjob be-
kommen, weil nur die durch Inanspruchnahme von Elternteil-
zeit frei werdenden Stunden nachbesetzt werden.

Das ließe sich vermutlich rasch und leicht stoppen durch eine
gesetzliche Verpflichtung zur Teilung der Kinderkarenz- und
Elternteilzeit. Alleine wenn die Herren Politiker, die Herren Frei-
berufler und Unternehmer und die Herren Gewerkschaftsfunk-
tionäre verpflichtet wären, ein Jahr in Kinderkarenz und an-
schließend bis zum Schuleintritt des Kindes einer Teilzeit-
beschäftigung nachzugehen – alleine dadurch würden plötzlich
Änderungen möglich werden, die die Frauenbewegung auf
gewaltfreiem Weg bislang nicht geschafft hat. Denn diese Her-
ren würden solche Bedingungen nicht lange erdulden.
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Von Bärbel Mende-Danneberg

Schluss mit der Bescheidenheit!

Das Frauenwahlrecht war ursprünglich die zentrale Forderung des In-
ternationalen Frauentages, der auf Initiative der Kommunistin Clara
Zetkin seit 1910 an jedem 8. März begangen wird. Am 16. Februar 1919
durften Frauen in Österreich dann endlich das erste Mal wählen. 90
Jahre später – haben Frauen die Wahl?

In den ORF-Diskussionsrunden drük-
ken sich wieder überzählig viele Män-
ner in die Lederpölster und reden un-
ter Ingrid Thurnhers glatter Leitung
über Gott, die Welt und die Wirtschaft,
die von den meist männlichen Füh-
rungskräften gerade mal wieder an die
Wand gefahren wird.  Als SPÖ-
Frauenministerin Gabriele Heinisch-
Hosek eine 40-prozentige Frauenquo-
te in den Aufsichtsräten forderte, ging
ein empörter Aufschrei durch die Me-
dien. Erschrocken ließ die Ministerin
diese heiße Kartoffel fallen.

Römerquelle plakatiert mit zweideuti-
gen Sprüchen ein „prickelndes Erleb-
nis“: fast nackte Frauen in aufreizen-
der Pose und halbseidener Wäsche.
Der Sozialbericht der Regierung be-
mängelt die zunehmende Öffnung der
Einkommensschere: Frauen haben im
Durchschnitt nur 67 Prozent der
Männereinkommen, im untersten Ein-
kommensviertel sind die geschlechts-
spezifischen Unterschiede um fast zehn
Prozentpunkte größere als im oberen
Viertel.

Es herrscht nach vergessenen Jahren
feministischer Aufbruchsstimmung, in
denen sexistische Palmers-Plakate
besprüht und Ausbeutung von Frauen
im Niedriglohnsektor angeprangert
wurden, also  wieder der patriarchale
Normalzustand: Frauen als Reserve-
armee, Sexobjekte,  Quoten- oder
Hausfrauen, jedenfalls immer als Not-
nagel für alle Krisenfälle im Wirt-
schafts- oder Reproduktionsbereich.

Die Gesellschaft verzichtet mit dieser
Rückwärtsrolle auf ein Potenzial an

innovativer Kreativität, wie es bereits
vor einem Jahrhundert  Clara Zetkin
ausdrückte: „Das gesellschaftliche
Leben würde nicht nur an Fülle, son-
dern auch an Mannigfaltigkeit, an Ver-
tiefung und Verfeinerung gewinnen,
wenn die Frau als ein frei entwickelter
Vollmensch auf allen Gebieten mitwir-
ken könnte.“

Nichts gelernt?

Verfeinerung der Wahrnehmung - ge-
rade das wäre jetzt gefragt, um den
groben Auswirkungen der Wirtschafts-
krise neue Blickwinkel zu eröffnen.
Denn es kann doch nicht sein, dass
wieder einmal wir den Schrott der
Konzerne, Banken und Versicherun-
gen, die jahrzehntelang ihre Profite ins
Trockene brachten, wegzuräumen ha-
ben.

„Der Einbruch im Herbst/Winter 1929/
30 kam für viele überraschend. Die
Hoffnung, es sei eine der üblichen, re-
lativ schnell überwindbaren Krisen –
man war ja einiges gewöhnt -, erfüllte
sich nicht. (…) 1932 gab es in
Deutschland etwa 7 bis 8 Millionen
Erwerbslose, Millionen Kurzarbeiter
und viele, vor allem erwerbslose Frau-
en, wurden von der Statistik gar nicht
mehr erfasst. (…) 1931 wurden ver-
heiratete Postbeamtinnen und Lehre-
rinnen entlassen. Die Notverordnun-
gen vom Juli 1930 und Juni 1931
brachten einen radikalen Abbau der
Sozialleistungen für Frauen. 1930
wurden alle ‚geringfügig Beschäftigten‘
(unter 30 Wochenstunden) und
schlecht Verdienende (unter 45 Mark
monatlich) aus der Arbeitslosenversi-

cherung ausgesteuert.“ (Renate
Wurms: Freiheit, Frieden, Recht. Zur
Geschichte des 8. März, VMB) Wie
die Geschichte ausging, ist bekannt.

Parallelen zu heute zwingen sich auf:
überraschende Wirtschaftskrise ohne
absehbares Ende, Arbeitslosigkeit,
Kurzarbeit, Sozialabbau, geringfügige
Beschäftigung, Ungleichheit, Frauen-
notstand. Der Sozialbericht belegt:
Das reichste Prozent der Haushalte
hält 27 Prozent des gesamten Geld-
vermögens. Das oberste Promille be-
sitzt über acht Prozent des gesamten
Geldvermögens und damit gleich viel
wie die gesamte untere Hälfte der
Haushalte.

Die ungleiche Verteilung des Geld-
vermögens wird auch durch branchen-
spezifische Einkommensunterschiede
und Teilzeitarbeit verursacht – zwei
Drittel aller unselbstständig beschäf-
tigten Frauen, aber nur ca. 40 Pro-
zent der Männer arbeiten in Branchen,
deren Einkommen unter dem Median-
wert (Zentralwert, nicht Durchschnitt)
liegt; die Teilzeitquote von Frauen stieg
zwischen 1995 bis 2006 von 26,8 auf
40,2 Prozent, bei den Männern nahm
sie nur um 6,5 Prozent zu.

„Ab Juli 1931 wurde die ‚Bedürftig-
keit‘ verheirateter Frauen geprüft. Im
Dezember  1931 erhielten von einer
Million erwerbsloser Frauen nur 50
Prozent eine Unterstützung.( … )Die
Kampagne gegen die ‚Doppelverdie-
nerinnen‘, die sich entwickelnde
Frauenfeindlichkeit gerade auch bei
Arbeitern aufgrund der verschärften
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt ,
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und der wachsende Einfluss der Na-
tionalsozialisten  - dagegen richteten
sich die Frauentagveranstaltungen ab
1930.“ (Wurms w.o.) Die Geschichte
wiederholt sich als Farce?

Nichts begriffen?

Im Wiener Depot diskutierten kürz-
lich Frauen aus Gewerkschaft, Wirt-
schaft, Politik und Wissenschaft über
die Auswirkungen der Wirtschaftskri-
se auf Frauen. Während überholte
Rollenklischees, Segmentierung des
Arbeitsmarktes beklagt und vorbeu-
gende Maßnahmen gegen Frauen-
armut eingefordert wurden, meinte
Marion Breiter vom Netzwerk Öster-
reichischer Frauen- und Mädchen-
beratungsstellen: Nun bestehe aller-
dings auch die Chance, stärker einen
Paradigmenwechsel einzufordern.
Denn die bisherigen Gewinne seien
nicht investiert, sondern vielmehr ver-
spekuliert worden, die Lohnquote sei
zudem gesunken. Dies seien Umstän-
de, die den Fokus stärker darauf rich-
ten können, dass dies alles eine neo-
liberale Politik forciert habe, gegen die
nun vehementer aufgetreten werden
müsse („Standard“, 13.1.2009).

Vorerst ist davon nichts zu merken.
Die von der Regierung nun beschlos-
sene Auto-„Schrottprämie“ zur An-
kurbelung der Wirtschaft leitet alles
andere als einen Paradigmenwechsel
ein, richten sich die zur Verfügung ge-
stellten Finanzmittel doch vorrangig an
männliche Adressaten und deren Ar-
beitsplätze in der Autoindustrie.

Das Frauen(volks)begehren blitzte hin-
gegen bei den Regierenden aller
Farbkonstellationen ab, eingeforder-
te Mittel zu Beseitigung der Alters- und
Frauenarmut blieben bisher ungehört.
Für Soziales sei kein Geld da, die Ein-
haltung der Maastrichtkriterien habe
Priorität. Und so wuchs der Abstand
zwischen Arm und Reich, zwischen
Männer- und Fraueneinkommen: Die
Verteilung des Volkseinkommens hat

sich von den Lohneinkommen zu den
Gewinn- und Vermögenserträgen ver-
schoben.
Die Sozialistin Minna Reichert umriss
vor fast hundert Jahren den ungleichen
Zustand zwischen den Geschlechtern
folgendermaßen: „Man sagt, wir Frau-
en brauchen keine Extrawurst gebra-
ten. Ich aber sage: solange die Frauen
noch unter einem Ausnahmerecht in
der bürgerlichen Gesellschaft leben,
brauchen sie allerdings Extrawürste.“

Wir haben die Wahl

Da saßen sie nun in Davos zusammen,
die Herren und wenigen Damen aus
Banken, Topmanagement, Politik und
Establishment, und feierten ihre Ab-

schiedsparty. Es ist also bis zum Ta-
gungsort durchgedrungen, dass der
Wachstumsfetischismus die Finanz-
und Wirtschaftswelt in eine tiefe Krise
gestürzt hat. Zu deren Rettung wer-
den Milliarden und Billionen Geldmit-
tel aus unser aller Geldbörsel ausge-
schüttet. Die gigantischen Profiten, die
zuvor von den Verursachern der Kri-
se privat angeeignet wurden, bleiben
unangetastet.

Hingegen sind die geforderten Budget-

mittel für Soziales ständigen Kürzun-
gen ausgeliefert. Die Einschnitte im
Pensionsrecht würden dazu dienen,
den jüngeren Menschen später eine
Pension zu sichern, hieß es. Die künf-
tigen PensionsanwärterInnen wurden
zu privaten Pensionsfonds und damit
verbundenem Spekulationsrisiko ge-
nötigt. Und nun müssen sie hilflos zu-
schauen, wie ihre private Altersversi-
cherung verspekuliert wurde: Die Ver-
anlagung der betrieblichen Altersver-
sorgung verzeichnete ein Minus von
13 Prozent.

Parallel zu Davos fand das 9. Welt-
sozialforum in Belém/Brasilien mit
80.000 Beteiligten aus 150 Ländern
statt. Dort wurden Alternativen zur

herrschenden  Wirtschaftslogik disku-
tiert und Möglichkeiten zum Ausstieg
aus der tödlichen Spirale der Ungleich-
heit und Umweltvernichtung aufge-
zeigt. Denn wir haben die Wahl. Wir
Frauen verlangen eine Extrawurst: Her
mit dem Geld!

Bärbel Mende-Danneberg ist
Journalistin und lebt in Wien
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Von Anita Kainz

Kein Auskommen
mit dem Einkommen

Jetzt bestätigt auch der Rechnungshof in seinem Bericht, dass es bei
den Einkommen der unselbständig Erwerbstätigen keinen Anlass zur
Freude gibt. Das mittlere Einkommen ist – nach einem Wertverlust in
den Jahren 2003 – 2006, im Jahr 2007 inflationsbereinigt gleich viel
wert gewesen wie 1998. Noch schlimmer ist es für die BezieherInnen
der untersten Einkommen. Sie bekamen inflationsbereinigt 2007 nur
mehr 88 Prozent dessen, was sie 1998 hatten.

Am ärgsten trifft es aber wieder ein-
mal die Frauen! Frauen verdienen
nach wie vor deutlich weniger als
Männer. Das lässt sich einerseits auf
die prekären Arbeitsverhältnisse zu-
rückführen, die bei Frauen immer
mehr zu finden sind (Stand Dezember
2008: fast 300.000 geringfügig Be-
schäftigte, davon 2 Drittel Frauen).
Andererseits verdienen sie auch bei
Ganztagsjobs im Schnitt 34 Prozent
weniger als ihre männlichen Kollegen.
Die Lohnschere vergrößert sich da-
her immer weiter.

sein(Tendenz steigend). Die Arbeiter-
kammer fürchtet nun, dass das AMS-
Budget zur Finanzierung von Kurzar-
beit von 80 Mio. Euro nicht ausrei-
chen wird. Die so zwar weiterhin Be-
schäftigten müssen empfindliche Lohn-
kürzungen hinnehmen.

Obwohl das AMS einen Teil des Loh-
nes. ersetzt, bleibt am Ende aber doch
ein beträchtliches Minus am Lohn-
konto, das sich dann natürlich in Fol-
ge auf die Höhe der Pensionen aus-
wirkt. Die Kaufkraft sinkt, was die

Industriellenpräsident und Wirt-
schaftsminister gehen sogar so weit,
dass sie einen Lohnverzicht als Bei-
trag zur Sanierung der Krise verlan-
gen. Wo bleibt die Forderung an die
Unternehmen, auf einen Teil ihrer Ge-
winne zu verzichten? Und was macht
der ÖGB? Jahrelang hat er durch zu
geringe Kollektivvertragsabschlüsse
den Unternehmen geholfen, ihre sat-
ten Gewinne zu steigern, die größten-
teils nicht in die Betriebe investiert,
sondern am Kapitalmarkt in Erwar-
tung noch größerer Profite verjuxt
wurden. Jetzt in der Krise, wagt er es
nicht, mehr Kontrolle für die vom Staat
an Banken und andere Unternehmen
vergebenen Milliarden Kredite sowie
eine Vermögenssteuer und eine Wert-
schöpfungsabgabe zu fordern.

Es ist eine Schande, dass auf der ei-
nen Seite von den Reichen immer mehr
Geld in steuerschonenden Stiftungen
und in Steueroasen geparkt wird, auf
der anderen Seite immer mehr Men-
schen von ihrem Einkommen nicht
mehr leben können und so in die
Armutsfalle geraten. Der Einkom-
mensbericht des Rechnungshofes
2008 bestätigt die Dringlichkeit eines
gesetzlichen Mindestlohnes von 10
Euro pro Stunde, wie das vom GLB
verlangt wird, damit alle unselbstän-
dig Erwerbstätigen mit ihrem  Einkom-
men ihr Auskommen haben können.

Anita Kainz ist
GLB-Aktivistin in Wien

Durch die Finanzkrise wird die Lohn-
spirale immer weiter nach unten ge-
dreht. Viele Unternehmen verlangen
jetzt – mit Androhung von Kündigun-
gen – Kurzarbeit auf „unbestimmte
Zeit“. Bis Ende März dürften 26.000
ArbeitnehmerInnen davon betroffen

Unternehmen wieder dazu veranlasst,
mit Zustimmung der Gewerkschaft
Kurzarbeit einzuführen. Ein Teufels-
kreis, der nur zu Lasten der unselb-
ständigen Beschäftigten geht. Der GLB
fordert daher statt Kurzarbeit eine
generelle Arbeitszeitverkürzung.
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Von Karin Antlanger

Männerbünde
über Parteigrenzen hinweg

Die neue Frauenministerin Heinisch-Hosek will eine Frauenquote in
den Aufsichtsräten nach dem Vorbild von Norwegen. Aber alle sind sich
einig: Nur keine Quote, denn das wäre ungerecht. Einigkeit vom ÖVP-
Wirtschaftsminister Mitterlehner bis hin zum neuen sozialdemokrati-
schen ÖGB-Präsidenten Foglar ist da schnell und ohne vorhergehende
Absprache erzielt. Und zwar mit Argumenten, die genau für die Einfüh-
rung einer Quote sprechen würden. 

Wenn der Wirtschaftsminister davon
spricht, dass solche Quoten „Willkür“
seien und „letztlich immer die Qualität
entscheidend“ sei, so kann es offen-
bar auch nur Willkür sein, wenn 90
Prozent der Aufsichtsratsposten mit
Männern besetzt sind, von denen es
augenscheinlich nicht genug ausrei-
chend Qualifizierte gibt. Denn wie
sonst ist es zu erklären, dass oft ein
einziger Mann gleichzeitig in mehreren
Aufsichtsräten sitzen muss?

Der geschäftsführende ÖGB-Präsi-
dent Foglar meinte auf die Frage, ob
er sich die Einführung eines Reißver-
schlussprinzips in den ÖGB-Gremien
vorstellen könne, dass dies „unreali-
stisch“ sei und dass in den Gremien
des ÖGB sowieso Frauen entspre-
chend ihrem Anteil an den Mitgliedern

vertreten seien. Hier drängt sich die
Frage auf, ob der männlichen Gewerk-
schaftslogik insofern auf die Sprünge
geholfen werden muss, als die Domi-
nanz der Herren Gewerkschafter in
den Entscheidungsgremien eben genau
der Grund dafür ist, dass nicht mehr
Frauen die Mitgliedschaft anstreben.
Egal wie – Männer haben auch unter
dieser Neuauflage von Rot-Schwarz
nichts zu befürchten, so lange beide
Regierungsparteien über eine gesetz-
liche Arbeitszeitverkürzung nicht ein-
mal nachdenken wollen und die Ge-
werkschaften weiterhin auf Teilzeitar-
beit für Mütter setzen. Selbst die GPA-
Frauen (und ich halte die Gewerk-
schaft der Privatangestellten noch im-
mer für die fortschrittlichste innerhalb
des ÖGB, selbst wenn mir manche
jetzt heftig widersprechen werden),

selbst die GPA-Frauen spielen noch
immer auf dem Teilzeitklavier anstatt
eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung
zu forcieren.

Also Männer! Fürchtet euch nicht!
Solange die Frauen jahrelang in die
Teilzeitbeschäftigung abgedrängt wer-
den und sich auch abdrängen lassen,
solange besteht keine Gefahr einer
Quote nach dem Beispiel Norwegens.
Da habt ihr sowohl das Wirtschafts-
ministerium als auch den ÖGB auf
eurer Seite. Die Sozialpartner sind halt
doch mehrheitlich Männer.

Karin Antlanger ist Betriebsrats-
vorsitzende von EXIT-sozial Linz
und GLB-Bundesvorsitzende

Von Lilian Stadler

Stutenbiss und Zickenkrieg

Wer weiblich ist und widerspricht, aufbegehrt oder sich nicht alles ge-
fallen lässt wird neuerdings gerne der „Stutenbissigkeit“ geziehen.
„Zickenkriege“ werden geführt, wenn’s mal lauter zugeht, als der Chef
erlaubt.

Dass Sprache männlich dominiert ist,
lässt sich nicht nur an der langjährigen
Weigerung weiblicher Formen im
Sprachgebrauch festmachen, sondern
auch in diskriminierenden Ausdrucks-
formen für weibliche Charaktere. So
wurden um 1900 die Vorkämpferin-
nen für die Gleichberechtigung der
Frauen auf politischem, sozialem und
wirtschaftlichem Gebiet, die Suffraget-

ten, als „Blaustrümpfe“ denunziert.
„Emanzen“ wird auch heute noch ger-
ne als Schimpfwort gebraucht – auch
wenn diese es angeblich waren, die
Ferrero-Waldner als Bundespräsiden-
tin verhindern konnten. Und nicht zu
vergessen die mehr als entbehrlichen
Blondinenwitze.

Doch zurück zu den bissigen Stuten

und Zicken: Widerspenstigkeit,
Widerständigkeit ist allemal besser als
nur als armes „Mauerblümchen“ oder
„graues Mäuschen“ im Hintergrund zu
bleiben. Denn: Wer sich nicht wehrt
lebt verkehrt.

Lilian Stadler ist GLB-Aktivistin
in Wien
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Von Heidemarie Ambrosch

Weibliche Lebensrealitäten
in der Krise

Sie haben sie sicher nicht gelesen, diese knapp 300 seitenstarke Ver-
einbarung zwischen SPÖ und ÖVP und haben in der Tat nichts versäumt.
16 Seiten darin sind dem Thema: Gesellschaft, Frauen, Familie und
Chancenpolitik gewidmet, gerade mal 6 davon der Frauenpolitik. Von
fördern, unterstützen, qualifizieren, Chancen erhöhen ist dabei immer
wieder die Rede, als wären Frauen derart hilfsbedürftige und minder-
bemittelte Wesen, die das noch immer nicht hinbekommen mit der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, was in jedem Wahlkampf die glei-
chen Luftblasen aller Parlamentsparteien in Richtung Frauenstimmen
erzeugt.

Dass es um die Erfassung aller not-
wendigen gesellschaftlichen Arbeit,
inklusive der Familienarbeit und de-
ren Bewertung und Neuaufteilung geht,
ist wieder gänzlich von der Tagesord-
nung verschwunden. Vielmehr wird
die Individualisierung gesellschaftlicher
Verantwortung zügig vorangetrieben
und wer es nicht schafft mitzuhalten,
ist selbst schuld, der kann eben nicht
„geholfen“ werden.

Flexibilisierung und Mobilität sind
Schlüsselwörter, deren Logik eigent-
lich kein traditionelles Familienmodell
mehr kennt. Dennoch wird dieses
gleichzeitig wohl auch in Richtung kon-
servativer Väterbewegungen be-
schworen: „Familien sind das feste
Fundament unserer Gesellschaft und
werden in all ihren vielfältigen Formen
von uns respektiert und unterstützt.
Familien erbringen mit ihren
Erziehungs- und Betreuungsaufgaben
für Kinder und pflegebedürftige Fa-
milienmitglieder für den Zusammenhalt
der Gesellschaft und der Generatio-
nen wichtige und wertvolle Leistungen.
Daher hat gerade auch in einer sich
rasch wandelnden Gesellschaft die
Familienpolitik einen zentralen Stellen-
wert.

Wo das soziale Netz reißt, sind Fami-
lien – gemeint sind Frauen - und ihre
doch selbstverständlich unbezahlte,
weil aus Liebe aufopfernde Arbeit ge-

fragt. Denn die Brosamen, die man mit
der Steuerreform an die Familien ver-
teilt, werden die weiter steigende
Armutsgefährdung dieser, schon gar
nicht die der Alleinerzieherinnen auf-
halten.  Gleichzeitig werden alle an-
deren Lebensformen, vor allem auch
die gleichgeschlechtlicher Beziehungen
weiterhin diskriminiert.

Auch schon seit Jahren verspricht das
Programm mal wieder, sich um die
fehlende Kinderbetreuung zu sorgen,
schließlich geht es dabei auch um EU-
Richtlinien. Das Problem – ohne bun-
desweites Gesetz und durch alleinige
Abwälzung der laufenden Kosten auf
die Gemeinden, denen immer weniger
bleibt, eine Endlos-Spirale des
Wünschens. Und fast wie eine Ver-
höhnung der Frauen klingt der Satz,
der sich offenbar auch an die reaktio-
näre Väterbewegung richtet: „Die
Männer von heute haben ein anderes
Rollenverständnis als Väter als noch
die Generation zuvor. Wir möchten den
Weg der aktiven Vaterschaft unterstüt-
zen und auf ein modernes partner-
schaftliches Rollenverständnis zwi-
schen Müttern und Vätern hinwirken.“
Ein Papamonat – ist echt ein schlech-
ter Scherz, oder?

Und nun ist sie da – die Krise – und
wo für Frauenarbeit kein Geld da war,
hat man es plötzlich locker sitzen – die
100 Milliarden für die Banken. Und

eine neue Umverteilungswelle ist am
Rollen, aber nicht von oben nach un-
ten, nicht von Männern zu Frauen son-
dern umgekehrt.

Was wäre die zentrale Aufgabe einer
Frauenministerin angesichts der Kri-
se, wo auch ohne diese neoliberale
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt- wie
auch Sozial- und Bildungspolitiken al-
les dazu beitragen, dass Frauenarbeit
immer mehr und das dafür erhaltene
Einkommen immer weniger wird, die
Einkommensschere zwischen Frauen-
und Männerlöhnen weiter auseinan-
dergedriftet, statt enger geworden ist,
wie es das Regierungsprogramm noch
als eine der Zielvorgaben nannte.

Das Mindeste, was jetzt getan wer-
den muss und was Frauen verlangen:
Sofortige Einberufung eines Krisen-
ratschlages unter Einbeziehung aller
Frauenorganisationen, Frauen- und
Mädchenprojekte, Frauen des
Armutsnetzwerkes oder anderer so-
zialer Bewegungen, der Arbeitslosen
oder dem Netzwerk Grundein-
kommen. Denn sie haben die Ideen
für Konjunkturpakete, die nachhaltig
wirken.

Heidemarie Ambrosch ist Frauen-
sprecherin der KPÖ und Vor-
standsmitglied bei transform.at
und arbeitet für das europäische
Netzwerk transform europe.
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Von Rosalia Krenn

Immer noch: Die Arbeit hoch!

Die Arbeiterkammer  Salzburg präsentierte sich am 11. Dezember 2008
mit der Tagung „Gesundes Humankapital? Krankheit ist (k)eine Schan-
de“.

Die Referate beschäftigten sich mit
krankmachender Arbeitswelt, damit,
in welcher Art und Weise Arbeit krank
macht sowie mit Fragen nach Bedin-
gungen, die Gesundheit in lohnabhän-
gigen Arbeitszusammenhängen för-
dern können. Daten und Aussagen
wurden präsentiert: der Zeitdruck
steigt kontinuierlich, das Arbeitstempo
erhöht sich, Informationstechnologien
prägen den Alltag, die Arbeitszufrie-
denheit sinkt, Aus- und Weiterbildung
gehen zurück. Krankenstandsdaten
wurden analysiert: Krankenstände
sind im Allgemeinen rückläufig, bei
Menschen, die sich in Situationen der
Arbeitslosigkeit befinden, sind
Krankenstände allerdings in bedenk-
lichen Ausmaßen zu verzeichnen.

Die Tagung fand ihr Schlussreferat mit
dem Ansatz: „Gesundheit fördern
durch mehr Demokratie im Betrieb“.
Ein Referent verstieg sich zu der Aus-
sage, dass es für ältere Mitarbeiter-
Innen in Betrieben Modelle geben
müsste, diese weiterhin zu beschäfti-
gen, das gesetzliche Pensionsalter
müsste angehoben werden, schließlich
könne sich die Gesellschaft die Pen-
sionen nicht mehr leisten. Arbeit, so
formulierte es ein Referent, „macht den
Menschen aus, Arbeit gibt dem Le-
ben Sinn und Gewicht“. Derselbe Re-
ferent zitierte dazu die WHO
Gesundheitsdefinition: „Zustand des
vollkommenen körperlichen, seeli-
schen und sozialen Wohlbefindens“.

Nachdem es also gelungen war, sich
einen halben Tag lang mit Bedingun-
gen zu beschäftigen, die Menschen
krank machen und festzustellen, dass

die gegebenen Arbeitsverhältnisse ein-
engend und gesundheitsschädigend
sind, fand die Tagung ihren Abschluss
darin, sich mit Managementtheorien zu
beschäftigen, die mehr Selbstbestim-
mung und Mitbestimmung fördern
wollen – unter den Prämissen der
Effizienzsteigerung und lukrativeren
Ausbeutung der MitarbeiterInnen.

ArbeitnehmerInnen wollen gesündere
Arbeitsbedingungen? Die Arbeiter-
kammer gibt eine Antwort: mehr Mit-
bestimmung im Sinne des Manage-
ments! Schließlich würde die zusätz-
lich eingeforderte Mitgestaltung die
Identifikation mit dem Betrieb fördern,
das wäre gesundheitsförderlich. Aber
was heißt das? Identifikation mit dem
Betrieb? Heißt das Identifikation mit
einem Manager, der –zig Millionen
Euro im Jahr kassiert?

Sichtbar wurde, dass Menschen, die
sich in der Situation der Arbeitslosig-
keit befinden, als gesamtgesell-
schaftlich krankmachender Faktor
benannt wurden; sichtbar wurde, dass
Menschen, die schon älter sind, als
Belastung definiert wurden, sollte es
nicht gelingen, ihnen ein noch längeres
lohnabhängiges Leben aufzubürden.

Die Rezession, der wir entgegen-
schreiten, war kein Thema. Solidari-
tät war kein Thema. Die Arbeitslosig-
keit wird zunehmen, diese wird den
Druck auf die ArbeitnehmerInnen
weiter erhöhen. Ausstiegsperspektiven
wurden nicht einmal ansatzweise zur
Diskussion gestellt.

Wir leben und arbeiten unter Bedin-

gungen der Ausbeutung, der Entfrem-
dung und der Fremdbestimmung.
Menschen, die nicht von Betrieben,
sondern der öffentlichen Hand abhän-
gig sind, erfahren dieselben Bedingun-
gen. Tja, bleiben vorderhand noch die
„Alten“ auf die sich die begehrlichen
und neidischen Blicke richten, die sol-
len jetzt auch keinen Lenz mehr ha-
ben. Wer sind die nächsten? Die Kin-
der? Nein, nur noch die Kleinkinder,
die Kinder verpflichtet der Staat ja
auch schon zum verpflichtenden
durchstrukturierten Kindergartenjahr.

Am Ende der Tagung wurde deutlich,
dass die Frage nach dem Human-
kapital keine provokante Andeutung
gewesen ist, um Wege aus gesell-
schaftlichen Zwängen und Unter-
drückungsmechanismen zu suchen. Es
wurde uns ArbeitnehmerInnen vermit-
telt, dass uns die Arbeiterkammer als
Humankapital begreift und sich was
einfallen lässt, um unsere Produktivi-
tät im Sinne des Kapitalismus aufrecht-
zuerhalten und zu steigern. Die Aus-
beutung tut weniger weh, wenn sie
mehr Freude bereitet. Die Indus-
triellenvereinigung hätte es nicht we-
niger gut auf den Punkt bringen kön-
nen.

Rosalia Krenn ist Betriebsrätin
bei der Lebenshilfe Salzburg
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Prekär ist nicht fair
 Von Franz Grün

Im 20. Jahrhundert galt das Normalarbeitsverhältnis das sich durch
existenzsicherndes Einkommen, Kontinuität und Vollzeittätigkeit als er-
klär tes Ziel der ArbeitnehmerInnen. Hiezu kamen noch der arbeits-
rechtliche Schutz und die soziale Absicherung. Dieser Typus ist zwar
bis heute nicht verschwunden jedoch steigt ständig die Zahl der
Teilzeitjobs, freie Dienstnehmerverträge, Leiharbeit und Ein-Personen-
Unternehmen.

Was verstehen wir unter prekären
Dienstverhältnissen? Jobs die für eine
zeitlich begrenzte, meist kurze Dauer
angenommen werden, welche dem
Arbeitnehmer nicht erlauben in die
Arbeitsverhältnisse Einblick zu erlan-
gen, die wenig Schutz durch Kollek-
tivverträge oder Gesetze aufweisen,
Niedrigeinkommen mit der Gefahr die
Verarmung in die Höhe zu treiben und
womit sich auch Betriebsräte und Ge-
werkschaften kaum mit der Problema-
tik dieser Dienstnehmer auseinander-
setzen. Leih- und Teilzeitarbeiter sind
zudem noch im hohen Maße von Kün-
digungen bedroht.

Seit den 90er Jahren ist die Zahl der
prekär Beschäftigten ständig gestiegen.
Erst seit Beginn der Wirtschaftskrise
ist ein Rückgang zu bemerken – lei-
der nicht in Richtung Vollbeschäftigung
sondern in die Arbeitslosigkeit. Leih-
arbeiter sind die Ersten die bei ver-
minderter Auftragslage den Betrieb
verlassen müssen. Bei Ein-Personen-
Unternehmen ist bei Mangel an Auf-
trägen sehr bald das Ende vorpro-
grammiert.

Um die finanziellen Aspekte anzuspre-
chen so liegen prekäre Jobs bei wei-
tem unter denen mit Normalarbeits-
verhältnissen. Wenn man von der
Armutsstudie aus dem Jahr 2004 mit
900 Euro ausgeht und diese inflations-
bereinigt annimmt liegt jeder zweite
prekär Beschäftigte unter der Armuts-
grenze. Im Anbetracht der Tatsache
das der Trend weg von  Normal-

arbeitsverhältnissen und hin zu weni-
ger stark reglementierten Beschäfti-
gungsverhältnissen ständig im steigen
ist (weil hauptsächlich von den Dienst-
gebern so gewollt und von der EU so
gefördert) steigt das Risiko immens,
zumindest zeitweise unter die Armuts-
grenze zu schlittern. Bei Verlust des
Arbeitsplatzes fällt dann nur mehr das
Arbeitslosengeld in Höhe von 55 Pro-
zent des zuletzt bezogenen Einkom-
mens an. Eine von der Regierung im

geförderten Weiterbildungsmaßnah-
men und bleiben daher auf ihrem Level
stehen. Scheinselbständige haben für
ihre Weiterbildung selbst zu sorgen.
Was dies für die Zukunft dieser Men-
schen bedeutet liegt klar auf der Hand.
Noch mehr Abhängigkeit, noch weni-
ger Lohn und der Druck jegliche Ar-
beit zu jeglichen Bedingungen anneh-
men zu müssen.

Die soziale Absicherung ist zwar bei

Jahr 2008 geplante bedarfsorientierte
Grundsicherung (welche auch unter
der Armutsgrenze lag) scheiterte
schlussendlich am Veto des Kärntner
Landeshauptmanns.

Ein anderes Problem stellt die berufli-
che Weiterbildung dar. Teilbeschäftigt,
LeiharbeiterInnen und Beschäftigte mit
freien Dienstverträgen kommen kaum
in den Genuss von dienstgeber-

Teilzeitbeschäftigten, befristet
Beschäftigten und Leihar-
beiterInnen gegeben, freie
DienstnehmerInnen sind im
Sozialbereich integriert und
geringfügig Beschäftigte un-
fallversichert. Im Anlassfall
jedoch fallen sie meist unter
die Armutsgrenze. Leistungen
aus der Arbeitslosenversiche-
rung und der Notstandshilfe
liegen zumeist unter dem Aus-
gleichszulagenrichtsatz.

So betrachtet ist die Lage der
prekär Beschäftigten in einem
der reichsten Ländern der

Europäischen Union ein unzumutba-
rer und beschämender Zustand. In die-
sen Tagen wird wieder eines in Italien
erfunden Schutzheiligen für prekär Be-
schäftigte gedacht. Im inoffiziellen
Heiligenkalender ist für ihn der 29.
Feber reserviert. Sankt Prekarius be-
schütze uns.

Franz Grün ist Sekretär
des GLB-Vida
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Harte Arbeit – Karger  Lohn
Von Franz Grün

Die einen besuchen sie regelmäßig, für andere ist der Besuch ihres
Friseurs zum Kult geworden. Sie sind nicht nur perfekte Stylisten son-
dern Berater fürs äußerliche Auftr eten und oftmals gute Zuhörer für
Probleme ihrer KundInnen. Man sollte meinen, dass diese
DienstleisterInnen auch dementsprechend entlohnt werden – ein Blick
auf den Kollektivvertrag belehrt uns eines Besseren.

Für viele Jugendliche ist die Lehre als
FriseurIn oder auch HairstylistIn der
absolute Traum. Also bewirbt man sich
schon mal für eine Schnupperlehre bei
einem Hairstudio. Dort kann es im
Optimalen dazu kommen das der Chef
oder eine der gut ausgebildeten
FriseurInnen sich wirklich über einen
längeren Zeitraum mit dem Schnup-
perlehrling beschäftigen kann. Meist
befinden sie sich aber in einem per-
manenten Stress und der Jugendliche
ist sich selbst überlassen. Und manch-
mal kommt es sicherlich auch vor das
sie zum Auffegen und Auswaschen von
benutzten Materialien verwendet wer-
den. Und wieder andere verwenden
die Schnupperlehre um von der Schule
wegzukommen.

Hat es ein Jugendlicher geschafft bei
einem der ausbildenden Hairstudios
unterzukommen (es gibt bei weitem
mehr BewerberInnen als Ausbildungs-
stellen) muss sich der Lehrling auf eine
harte Zeit gefasst machen. Bis er erst-
mals an einem Kunden die Schere
ausprobieren darf erwartet ihn ein stei-
niger Weg. Zusammenkehren, Auswa-
schen der benutzten Materialien und
Haare waschen prägen den Beginn der
Lehre. Zusätzlich werden die ersten
Schritte an einer Perücke geübt. Der
Umgang mit chemischen Stoffen bringt
bei den meisten noch zusätzliche Pro-
bleme mit sich. Offene Hände und
Entzündungen sind keine Seltenheit
und führen nicht selten zum
gesundheitsbedingten Abbruch der
Lehre. Erst viel später kommt man zum
Haarfärben und Schneiden. Die Ent-
lohnung der Lehrlinge befindet sich am
untersten Niveau.

Die Lehrlingsentschädigung beträgt im
ersten Lehrjahr 342 Euro, im zweiten
434 Euro, im dritten 599 Euro und im
vierten Lehrjahr 665 Euro. Hievon
wird noch die Sozialversicherung ab-
gezogen und für fiktives Trinkgeld ist
auch die Sozialversicherung fällig.
Gutes Handwerkszeug wird nicht im-
mer vom Lehrherrn zur Verfügung ge-
stellt. Im Vergleich dazu bekommen
Lehrlinge im Eisen- und Metallverar-
beitenden Gewerbe im ersten Lehr-

jahr 477,71 Euro, im zweiten 640,57
Euro, im dritten 861,87 Euro und im
vierten Lehrjahr 1.157,86 Euro.

Bei den FriseurInnen gibt es noch eine
Entlohnungsstufe während der dreimo-
natigen Behaltefrist nach Abschluss
der Lehre. Diese beträgt bei dreijäh-

riger Lehre 820 Euro und bei
Abschluss einer vierjährigen Lehre 920
Euro. Den Kollektivvertragsverhand-
lern der Gewerkschaft vida ist es heuer
erstmals gelungen einen kollektiv-
vertraglichen Mindestlohn von eintau-
send Euro (brutto) für FriseurInnen
während der Behaltefrist zu erreichen.
Dies bedeutet dann einen Nettolohn
von rund 840 Euro welcher deutlich
unter der Armutsgrenze in Österreich
angesiedelt ist.

Hat man dann endlich die Lehrzeit und
die Behaltefrist hinter sich gebracht und
arbeitet als FriseurIn kann man mit ei-
nem Einkommen von brutto 1.108
Euro im ersten Jahr und 1.408 Euro
ab dem sechsten Jahr der Berufstä-

tigkeit rechnen. Es ist sicherlich ein
schöner Job und man kann manchmal
die eigene Kreativität ausleben aber
er ist schlichtweg unterbezahlt.

Franz Grün ist Bundessekretär des
Gewerkschaftlichen Linksblock
im ÖGBvida
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Von Oliver Jonischkeit

GewerkschafterInnen im
EU-Parlament unerwünscht

Mitte Dezember demonstrierte der Europäische Gewerkschaftsbund
lautstark und erfolgr eich  in Straßburg gegen die geplante Novellie-
rung der Arbeitszeitrichtlinie, die dann auch vom EU-Parlament mit
deutlicher Mehrheit gegen den Wunsch der EU-Kommission abgelehnt
wurde.

An der Demonstration nahmen auch
etwa hundert KollegInnen des ÖGB
und seiner Gewerkschaften teil, die ei-
gentlich vor der Demo von EU-Ab-
geordneten Harald Ettl im Gebäude
des EU-Parlaments empfangen wer-

verhandeln, während die Demons-
trantInnen weiter froren. Nach einiger
Zeit präsentierte er dann den aus-
verhandelten Kompromiss: alle
GewerkschafterInnen sollen zurück zu
den Bussen, dort ihre roten Gewerk-

Das war den meisten dann doch zu
viel und so zogen sich alle mit einigen
Pfiffen in die Busse zurück – auch
Harald Ettl, dem das Ganze sichtlich
peinlich war.

„Offenbar ein Symbol – es scheint,
GewerkschafterInnen, zumindest
wenn sie als solche erkennbar sind,
seien im EU-Parlament unerwünscht“,
so GLB-Bundessekretär Oliver
Jonischkeit auf dem Rückweg zum
Bus. „Ursache war allerdings vor al-
lem die französische Polizei, mit der
Ettl den nicht akzeptablen seltsamen
Kompromiss ausgehandelt hat. Im-
merhin war die Demonstration mit
Kolleginnen und Kollegen aus ganz
Europa laut und erfolgreich.

Weitere europaweite Proteste sollten
um den 1. April folgen (kein April-
scherz) – vor kurzem hat das Europa-
sekretariat des Weltgewerkschafts-
bundes beschlossen, rund um den 1.
April Aktionen gegen die neoliberale
Offensive des Kapitals, gegen die Zer-
schlagung des Gesundheits- und
Pensionssystems, gegen die Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen
durchzuführen. Daran werden wir uns
auch als GLB beteiligen – mehr Infor-
mationen dazu und über die Tagung
des europäischen WGB in Kürze auf
der GLB-Homepage.

Oliver Jonischkeit ist Bundes-
sekretär des GLB im ÖGB

den sollten. Dessen Büro hatte im
Vorfeld alle Vorbereitungen getroffen
und sich um die Formalitäten für den
Einlass ins Parlament gekümmert.
So standen die GewerkschafterInnen
aus Österreich – manche mehr, man-
che weniger erwartungsfroh – bei ei-
siger Kälte vor den Sperrgittern der
französischen Polizei, um sich im EU-
Parlament zumindest aufwärmen zu
können. Jedoch war dort bereits End-
station – es war nicht einmal möglich,
bis zum Eingang des Gebäudes zu
kommen.

Kollege Ettl kam daraufhin aus dem
EU-Parlament im Galopp zum Sperr-
gitter und begann, mit der Polizei zu

schaftsjacken ausziehen – dann dürf-
ten sie das EU-Parlament betreten.

Demonstration des Europäischen Gewerkschaftsbund Mitte Dezem-
ber gegen die geplante Novellierung der Arbeitszeitrichtlinien
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In der AK mangelt es an linken Positionen
Interview mit Karin Antlanger,
BRV EXIT-sozial Linz, GLB-Bun-
desvorsitzende und GLB-Spitzen-
kandidatin bei der Arbeiter -
kammerwahl 2009 in Oberöster-
reich

Frage: Warum sollte man bei der
kommenden AK-Wahl den GLB
wählen?

Antlanger: Weil auch die Arbeiter-
kammern dringend frischen politischen
Wind von links brauchen. Dort hat sich
in den letzten Jahren einerseits die po-
litische Lähmung unter den blau-
schwarz-orangen Regierungsjahren
breit gemacht. Das war so die Ab-
warteposition, bis die Roten doch wie-
der in die Regierung kommen, da
wollte man sich nichts verbauen mit lin-
ken Positionierungen, denen man dann
wieder abschwören müsste.
Na, jetzt ist die SP wieder in der Re-
gierung und da macht sich schon wie-
der die alte Haltung breit, dass sich
auch die Arbeiterkämmerer der roten
Mehrheitsfraktion nicht mit der Regie-
rung anlegen. Als Serviceorganisation
funktioniert die AK ja ganz gut:
KonsumentInnenschutz, Rechtsbera-
tung, Lehrlingsschutz etc. Aber auf der
politischen Ebene werden die Mög-
lichkeiten der Einflussnahme z.B. durch
Gesetzesinitiativen nicht genützt. Da
mangelt es einfach an linken opposi-
tionellen Positionen. Dafür braucht es
einen GLB.

Frage: Was sind die Hauptforde-
rungen des GLB?

Antlanger: Wie gesagt, wir wollen vor
allem eine offensive Nutzung der poli-
tischen Möglichkeiten der Arbeiter-
kammern - insbesondere durch fort-
schrittliche Gesetzesinitiativen. Weiters
natürlich eine konsequente Interessen-
vertretung der Lohnabhängigen und
der Arbeitslosen in enger Zusammen-
arbeit mit dem ÖGB.

Dazu braucht es aber eine Absage an
die institutionalisierte Sozialpartner-
schaft und eine stärkere Vertretung der
Arbeitslosen, Prekarisierten und
PensionistInnen durch die Arbeiter-
kammer. Oberstes Leitmotiv ist dabei
für uns auf jeden Fall die Umvertei-
lung unter dem Motto: Es ist genug für
alle da! Aber eines muss auch klar sein:
die Möglichkeiten der AK sind be-
schränkt, da sollen wir uns nichts vor-
machen – die Revolution findet dort
sicher nicht statt.

Frage: Was unterscheidet den
GLB von den anderen Fraktionen,
insbesondere von der AUGE?

Antlanger: Was den GLB auf jeden
Fall markant von allen anderen Frak-
tionen unterscheidet, ist seine Unab-
hängigkeit von Regierungsparteien und
von solchen, die unmittelbar in die
nächste Regierung drängen. Alleine bei
KV-Verhandlungen müssen wir jedes
Jahr miterleben, wie rasch die ande-
ren Fraktionen irgendeinem faulen
Kompromiss zustimmen, nur damit sie
ihre Parteiobrigkeit nicht völlig aus der
Fassung bringen.
Und was die AUGE betrifft, da haben
wir ja in OÖ mit den Grünen in der
Landesregierung ein besonders graus-
liches Beispiel von arbeitnehmer-
Innenfeindlicher Haltung: die haben
doch glatt in der Landesregierung mit
den Schwarzen gestimmt, als diese den
Landesrechnungshof auf die Sozialab-
teilung bzw. auf die Angestellten von
EXIT-sozial und pro mente angesetzt
haben. Unter dem Vorwand, die
Finanzierungspolitik der Sozialab-
teilung zu prüfen, sollen die Gehälter
bei den beiden Sozialvereinen als
„überhöht“, weil über dem niedrigen
Kollektivvertrag liegend eingestuft
werden und somit auf verschlechtern-
de Änderungskündigungen gedrängt
werden.

Frage: Was ist aus dem großen

Reformprozess des ÖGB nach dem
BAWAG Skandal  geworden?

Antlanger: Nix! Das war so, als ob
du in einem Kochtopf mit Rinds-
gulasch dreimal umrührst und dann
behauptest, das sei ein völlig neues
Gericht, vegetarisch und cholesterin-
frei. Das einzige, was nach dem
BAWAG-Skandal wirklich spürbar
wurde, ist, dass weniger Geld da ist.
An der Politik hat sich weder
demokratiepolitisch intern was We-
sentliches geändert noch bei den
Mitgestaltungsrechten der Mitglieder.

Frage: Wie schätzt der GLB die
letzte Lohnrunde ein?

Antlanger: Es geht konsequent berg-
ab mit der gewerkschaftlichen Lohn-
politik, weil sie es wieder geschafft
hat, die Reallohnverluste fortzu-
schreiben. Da reden sie immer von
„Ankurbelung der Kaufkraft“ und ori-
entieren sich an der offiziellen Inflati-
onsrate anstatt den Warenkorb des
täglichen Bedarfs herzunehmen. Und
die Metaller, die sich noch immer als
Elite der Arbeiterbewegung verstehen,
haben heuer zum zweiten Mal einer
Einmalzahlung zugestimmt, die nicht
gehaltswirksam wird, d.h., auch nicht
für die Pensionen oder für die Arbeits-
lose von Relevanz ist.

Frage: Welche Erfolge konnte der
GLB in OÖ zuletzt erzielen?

Antlanger: Unsere Erfolge liegen vor
allem auf betrieblicher Ebene, d.h.,
dass wir dort, wo wir BetriebsrätInnen
haben, auch engagiert für linke Inter-
essenvertretung stehen.

Interview mit Karin Antlanger für
„Café KPÖ“, Nummer 24, Febru-
ar 2009
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AK-Steiermark:
Der GLB – die Stimme aus dem Betrieb
Gestärkt durch eine Reihe neuer Kolleginnen und Kollegen tritt der
GLB bei der bevorstehenden AK-W ahl mit dreißig KandidatInnen als
Liste 5 - Gewerkschaftlicher Linksblock - Kommunisten, linke Soziali-
sten und Parteilose unter der Losung „Die Stimme aus dem Betrieb“
an: als Stimme für die Umverteilung von oben nach unten, für die Anlie-
gen der Menschen in den Betrieben und für grundlegende Alternativen
zur Krise des Kapitalismus.

Wenige Tage nach der Konferenz am
24.Jänner 2009 zum Auftakt des
Wahlkampfes veröffentlichte Sozial-
minister Hundstorfer, der selbst jahr-
zehntelang führender Gewerkschafter
und AK-Funktionär war, den Sozial-
bericht. Danach geht die Einkommens-
schere immer weiter auf. 1996 bis
2006 stiegen die Unternehmens- und
Vermögenserträge jährlich fast doppelt
so stark wie die Arbeitnehmerentgelte.
Ein Prozent der Haushalte besitzt 27

über ihre Erfahrungen aus den Betrie-
ben. Sie sehen klar und deutlich, dass
die Ursachen im neoliberalen,
globalisierten Kapitalismus liegen und
eine falsche Politik von jenen politi-
schen Kräften mitgetragen statt be-
kämpft wurde, die in AK und Ge-
werkschaften die absolute Macht be-
sitzen: Privatisierung, Flexibilisierung,
Verschiebung von hunderten Milliar-
den an Produktions- und Investitions-
mitteln zugunsten von Maximalprofi-

GLB-KandidatInnen

1. Scherz Peter, Magna Steyr, BR
2. Luttenberger Kurt, bfi Steiermark, BR
3. Kampl Birgit Dr., voestalpine group IT, BR
4. Zechner Dietmar, sandvik mining corp., BR
5. Tragler Hilde, Magna Steyr, BR
6. Theisl Walter, Manpower, BR
7. Felbinger Kirsten, IHB Team
8. Korp Max , Magna Powertrain, BR
9. Reibnegger Sarah, Tischlerei Kiefer
10. Spannring Peter, VA Austria Draht, BR
…und 20 weitere KandidatInnen

aus den Betrieben in der gesetzlichen
Interessenvertretung der Arbeitenden
ist, um Druck auf die anderen Frak-
tionen auszuüben. Die Kraft der de-
mokratischen Mehrheit muss mobili-
siert werden, das ist Aufgabe der AK
und der Gewerkschaften: für einen
gesetzlichen Mindestlohn, für die An-
hebung von Arbeitslosengeld, Not-
standshilfe und Sozialhilfe, Gehälter,
Pensionen und Lehrlingsentschä-
digungen.

Das alles ist finanzierbar – durch die
Einführung einer Wertschöpfungsab-
gabe, durch steuerliche Maßnahmen
zur Umverteilung von oben nach un-
ten, wodurch auch die Massenkauf-
kraft als wichtigste Konjunkturstütze
gestärkt und nicht zuletzt mehr Mittel
in das Sozialsystem und die öffentli-
chen Budgets fließen würden.

Jetzt kommt es darauf an, dass mög-
lichst viele KollegInnen sich von den
Versprechungen der großen Fraktio-
nen nicht verwirren lassen. Die haben
ihre Chancen bisher vertan und wer-
den nicht auf einmal von der sozial-
partnerschaftlichen Kapitulations-
politik zu kämpferischen Aktionen ge-
gen das Kapital und die Abzocker
übergehen – wenn sie nicht von den
Stimmen aus den Betrieben dazu ge-
zwungen werden, ihre Aufgaben zu
machen.

Prozent des gesamten Geldvermö-
gens. Die 20 Prozent Arbeitnehmer mit
den niedrigsten Einkommen mussten
mit 2,2 Prozent aller Bruttobezüge
auskommen. Das ist vor allem deshalb
so erschütternd, weil in den nächsten
Jahren weitere hunderttausende Men-
schen in den Bereich der Armuts-
gefährdung fallen werden – Arbeits-
losigkeit, Kurzarbeit, Pensionsantritt,
Lohnverluste, Preis-, Tarif- und Ge-
bührenerhöhungen.

Die GLB-KollegInnen berichteten

ten. Und wie wollen sie die
Probleme lösen? Indem
die arbeitenden Menschen
die Kosten für die Pleiten
zahlen müssen - für die
Banken und Versicherun-
gen, für die Konjunktur-
pakete der Regierung bei
Erhaltung der Privilegien
von Großunternehmern
und Spitzenmanagern…
Gerade diese Tatsachen
beweisen, wie notwendig
die Stärkung der Stimme
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Von Karin Peuker

Mehr Einsatz der AK notwendig
Ich bin in der mobilen Pflege tätig und kenne daher die Probleme im
Gesundheits- und Pflegebereich aus der täglichen Praxis. Gerade im
Bereich der mobilen Pflege werden kaum mehr ausgebildete Kolleg-
Innen ganztags angestellt, viele sind nur teilzeitbeschäftigt. Der Druck
ist enorm.
Während Millionen Euros für Banken
bereitgestellt werden, die in den ver-
gangenen Jahren satte Gewinne erwirt-
schaftet haben, wird ausgerechnet im
Bereich der Gesundheit und Pflege
gespart. Auch beim Personal: gerade
hier gibt es einen besonders hohen
Anteil an Teilzeitbeschäftigten, obwohl
viele lieber ganztags arbeiten würden.
Kärnten ist keine „Insel der Seligen“,
sondern ganz im Gegenteil besonders
stark vom Anstieg der Arbeitslosigkeit
betroffen. Viele, vor allem Frauen,
sind in besonders schlecht bezahlten
Branchen wie dem Tourismus oder
Handel beschäftigt, wobei gerade im
Handel die Öffnungszeiten der Ein-
kaufszentren immer weiter ausgedehnt
werden.
Immer öfter reicht das Einkommen
nicht mehr für die Sicherung einer
menschenwürdigen Existenz – beson-
ders betroffen sind auch jene, die vom
Arbeitslosengeld leben müssen. Der
Gewerkschaftliche Linksblock ver-

langt daher einen gesetzlichen Min-
destlohn von zehn Euro pro Stunde
und eine deutliche Erhöhung der
Nettoersatzrate beim Arbeitslosen-
geld.
Anstelle eines „Jugendstartgeldes“ for-
dern wir, dass auch in Kärnten die
notwendige Infrastruktur geschaffen
wird, um allen Jugendlichen eine Aus-
bildung garantieren zu können. Der
Rechtsschutz zählt zu den wichtigen
Leistungen der AK – darüber hinaus
muss die Arbeiterkammer aber deut-
licher als bisher ihrer Aufgabe als
Interessensvertretung der Arbeiter-In-
nen und Angestellten und damit ihrer
Mitglieder nachkommen.
Wir wollen auch den Interessen der
Handelsbeschäftigten in der AK Ge-
hör verschaffen. Die Struktur des Han-
dels stellt an sich schon ein Problem
dar – immer mehr Einkaufszentren
werden am Stadtrand gebaut, dafür
veröden die Innenstädte und viele Ge-
schäfte können sich kaum mehr über

Wasser halten. In den Einkaufszentren
werden dafür die Öffnungszeiten im-
mer weiter ausgedehnt, teilweise an
manchen Tagen bis 21 Uhr. Dazu
kommt noch, dass am Samstag
nachmittag geöffnet ist – für ein gere-
geltes Familien- und Freizeitleben ist
da keine Zeit mehr.
Und das für niedrige Gehälter, die
kaum zum Leben reichen. Wobei ge-
rade im Handel viele nur geringfügig
oder Teilzeitbeschäftigte sind. Solche
Themen – die Interessen der Beschäf-
tigten – wollen wir in der Arbeiter-
kammer zur Sprache bringen und ih-
nen Gehör verschaffen. Damit wir das
tun können, ersuchen wir um Ihre
Stimme für den GLB.

Karin Peuker (55) ist Altenfach-
betreuerin und GLB-Spitzenkan-
didatin bei der AK-Wahl in Kärn-
ten (20. bis 30. April 2009)

Wer zahlt die Kosten der Krise?
Der Crash am Finanzmarkt hat die
größte Krise seit Jahrzehnten ausge-
löst. Was ist passiert? Die Produkti-
vität der Wirtschaft ist so hoch wie
noch nie. Die Verteilung des Produk-
tivitätszuwachses ist jedoch schief-
lastig, die Lohnabhängigen wurden um
ihren Anteil betrogen. Zu geringe
Lohn- und Pensionserhöhungen führ-
ten zu sinkenden Realeinkommen, die
Inlandsnachfrage blieb mangels Kauf-
kraft zurück.
Gleichzeitig wurden Sozialleistungen
für unfinanzierbar erklärt, Eigenvorsor-
ge propagiert, die Pensionsfinanzier-
ung dem Kapitalmarkt ausgeliefert.
Während immer mehr Menschen in die
Armutsfalle geraten steigt die Zahl der
MillionärInnen. Und der Staat begün-

stigt die Superreichen durch Senkung
der Steuern auf Kapital und Vermö-
gen.
Das aus den enormen Profiten resul-
tierende überschüssige Kapital such-
te neue Anlagefelder. Dafür wurde
öffentliches Eigentum zuerst liberali-
siert und dann privatisiert. Vor allem
aber wurde in Erwartung hoher Spe-
kulationsgewinne der Finanzmarkt
unendlich aufgebläht. Bis dann die gro-
ße (Immobilien-)Blase platzte. Bör-
sen, Banken und das ganze Spekula-
tionssystem kamen ins Rutschen.
Bis vor kurzem wurde lautstark „We-
niger Staat, mehr privat“ gepredigt.
Jetzt darf der Staat hundert Milliar-
den Euro für bankrotte Banken lok-
kermachen. Für die Sanierung zahlen

sollen die „Kleinen“, die über Lohn-
steuer, Mehrwertsteuer und andere
Massensteuern für einen immer grö-
ßeren Anteil im Steuertopf aufkommen
müssen. Und als Draufgabe sollen die
Lohnabhängigen in Form von Kurzar-
beit, Arbeitsplatzvernichtung, steigen-
den Preisen, gekürzten Firmen-
pensionen usw. die Lasten der Krise
übernehmen.
Mit der Krise zeigt der globalisierte
Kapitalismus sein wahres Gesicht. Der
neoliberale Mythos, wonach der
Markt alles regelt ist sichtlich geschei-
tert. Die Eliten von Kapital, Politik und
Medien versuchen jetzt „durchzu-
tauchen“ um bei möglichst geringen
Abstrichen wie bisher weitermachen zu
können.
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Absage an die Sozialpartnerschaft
Josef Stingl, Spitzenkandidat des
GLB, beantwortet wichtige Fragen
zur Arbeiterkammer wahl 2009 in
Tirol

Vom 2. bis 13. März 2009 wird in
Tirol die neue Arbeiterkammer-
Vollversammlung gewählt. Wie
viele Listen treten an?

Stingl: Acht Listen – wir, der Gewerk-
schaftliche Linksblock (GLB) unter-
scheiden uns aber markant von den
Anderen. Wir sind unabhängig von
Regierungsparteien und unsere Liste
stellt einen repräsentativen Querschnitt
der Tiroler Arbeitswelt dar. Bei uns
kandidieren ArbeiterInnen und Ange-
stellte, Arbeitslose und Auszubilden-
de, sowie ÖsterreicherInnen und
MigrantInnen aus dem EU- und Nicht-
EU-Bereich.

Welchen gesetzlichen Auftrag hat
die Vollversammlung? In welchen
Fragen werden die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer vertre-
ten?

Stingl: Der gesetzliche Auftrag ist im §
4 AK-G geregelt. Darin heißt es: „Die
Arbeiterkammern sind berufen, alle zur
Interessenvertretung der Arbeitnehmer
- einschließlich der zuvor als Arbeit-
nehmer beschäftigten Arbeitslosen und
Pensionisten - erforderlichen und
zweckmäßigen Maßnahmen zu tref-
fen.“ Insbesondere kann sie Stellung-
nahmen zu Gesetzesentwürfen und
Gesetzesvorhaben abgeben und durch
Gutachten, Vorschläge und sonstige
gesetzliche Mitwirkungsrechte die In-
teressen der Arbeitnehmer wahrneh-
men. Leider hat sich aber sowohl in
den SP-dominierten, als auch VP-
dominierten Arbeiterkammern politi-
sche Lähmung breit gemacht. Da wird
lieber am Verhandlungstisch „tot ver-
handelt“, als gegen die Schwesterpar-
teien Flagge gezeigt.

Wer ist wahlberechtigt? Auch ge-
ringfügig Beschäftigte und freie
Dienstnehmer und Karenz befind-
liche Personen?

Stingl: Wahlberechtigt sind bis auf
wenige Ausnahmen alle Arbeit-
nehmerInnen. Ausnahmen bilden bei-
spielsweise Beschäftigte bei Apothe-
ken oder in landwirtschaftlichen Be-
trieben, diese sind kurioserweise
apothekerkammer- oder landwirt-
schaftskammerzugehörig. Theoretisch
sind auch geringfügig Beschäftigte,
freie DienstnehmerInnen, Karenz-
geldbezieherInnen, Zivil- und Präsenz-
diener und Lehrlinge wahlberechtigt.
Theoretisch deshalb, da diese nicht
automatisch im WählerInnen-
verzeichnis aufscheinen und sich nur
ein Bruchteil derer in die
WählerInnenliste reklamiert. Vertre-
tungsanspruch aber kein Wahlrecht
haben PensionistInnen - beides demo-
kratiepolitischer Nonsens.

Wie und wo können die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer Ge-
brauch von Ihrem Wahlrecht ma-
chen und ab wann können Brief-
wähler ihre Stimme abgeben?

Stingl: Drei Möglichkeiten stehen fürs
Wählen zur Verfügung: Entweder die
Stimmabgabe zwischen dem 2. und
13. März in einem der Bezirks-
wahlbüros, oder KollegInnen mit ei-
nem Arbeitsplatz mit Betriebs-
wahlsprengel können in ihrer Firma
zum ausgehangenen Wahltermin wäh-
len, oder nach Erhalt der Wahlkarte
kann mittels Briefwahl sofort gewählt
werden.

Wie viele Wahlberechtigte gibt es
in Tirol?

Stingl: Laut vorläufiger WählerInnen-
liste (Stand 10. Jänner 2008) sind
216.500 KollegInnen wahlberechtigt,
dazu kommen noch einige tausend, die

sich ins WählerInnenverzeichnis rekla-
miert haben.

Welche Leistungen bietet die
Arbeiterkammer an?

Stingl: Als Serviceorganisation funk-
tioniert die AK ja ganz gut: Rechtsbe-
ratung, KonsumentInnenschutz,
Lehrlingsschutz, Bildungsförderung
etc. - auf der politischen Ebene wer-
den aber die Möglichkeiten der
Einflussnahme z.B. durch Gesetzesin-
itiativen nicht genützt. Da mangelt es
einfach an linken oppositionellen Po-
sitionen. Dafür braucht es einen GLB.
Denn wir wollen eine offensive Nut-
zung der politischen Möglichkeiten der
Arbeiterkammern - insbesondere
durch fortschrittliche Gesetzesinitiati-
ven.

Welche Forderungen und Wün-
sche der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer stehen derzeit im
Vordergrund?

Stingl: Umverteilung unter dem Mot-
to: Es ist genug für alle da! Uns ist dabei
klar, dass die Möglichkeiten der AK
beschränkt sind und die Revolution
dort sicher nicht stattfindet. Das
schließt aber nicht aus, dass die AK
zu einer stärkeren politischen Vertre-
tung der ArbeitnehmerInnen, der Ar-
beitslosen, der Prekarisierten und der
PensionistInnen werden kann - es be-
darf „nur“ der Absage an der institu-
tionalisierten Sozialpartnerschaft.

Interview mit Sepp Stingl für das
„Osttirol-Journal“, Ausgabe Fe-
bruar 2009
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AK-W ahl Vorarlberg:
GLB kandidierte wieder
Die Wiedererringung der 2004 verlo-
rengegangenen absoluten Mehrheit für
den ÖAAB/FCG, einen deutlichen
Stimmen- und Mandatsverlust für die
FSG, in etwa gleichbleibende Ergeb-
nisse für Freiheitliche Arbeitnehmer,
die Liste Gemeinsam und die
MigrantInnenliste NBZ sowie ein

 AK-W ahltermine

Tirol: 2. - 13.3.
Oberösterreich: 16. - 28.3.
Burgenland: 22. - 31.3.
Steiermark: 19.3. - 1.4.
Kärnten: 20. - 30.4.09
Niederösterreich: 5. - 18.5.
Wien: 5. - 18.5.

2009

GLB-Forderungen zur Krise
Zur Sanierung der Krise müssen jene
herangezogen werden, die sie verur-
sacht haben, die jahrelang vom Fi-
nanzmarkt profitiert haben. Die Profi-
te müssen durch höhere Steuern ab-
geschöpft, die großen Vermögen ge-
bührend besteuert werden. Der Spe-
kulation muss das Handwerk gelegt
werden. Millionenprämien, steuerfreie
Stock-Options etc. für überforderte
Manager sind zu streichen. Die Ban-
ken müssen in gesellschaftliches Eigen-

tum unter öffentlicher Kontrolle über-
führt und auf ihre eigentliche Aufgabe
zurückgestutzt werden.

Der GLB fordert daher: Gesetzlicher
Mindestlohn zehn Euro pro Stunde.
Armutsfestes Arbeitslosengeld, Not-
standshilfe, Sozialhilfe und Pension.
Energiegrundsicherung. Lohnab-
schlüsse mit Abgeltung von Inflation
und Produktivitätswachstum. Arbeits-
zeitverkürzung bei vollem Lohnaus-

gleich. Wertschöpfungsabgabe zur
nachhaltigen Finanzierung von Pensio-
nen und Gesundheit. Steuerentlastung
kleiner und mittlerer Einkommen.

Gegenfinanzierung durch Anhebung
des Spitzensteuersatzes, Wiederein-
führung der Vermögens-, Erbschafts-
und Kapitalverkehrssteuer. Privati-
sierungsstopp und verfassungsmäßiger
Schutz des öffentlichen Eigentums.

Wiederantritt des GLB (der zuletzt
1999 kandidiert und damals 268 Stim-
men bzw. 0,59 Prozent erreicht hatte)
sind bei einer weiter gesunkenen
Wahlbeteiligung das vorläufige Ergeb-
nis der vom 26. Jänner bis 5. Februar
2009 stattgefundenen Arbeiter-
kammerwahl in Vorarlberg.
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Nicht auf Kosten der Beschäftigten
Interview mit dem Wiener GLB-Spitzenkandidaten Robert Hobek

Arbeit: Du bist GLB-Spitzenkan-
didat bei der AK-Wahl in Wien.
Warum kandidierst Du?

meinen KollegInnen dagegen. Schuld
daran ist einerseits die Liberalisierung
des Postmarktes durch die EU, der
auch die Regierung zugestimmt hat.
Das Zusperren von Postämtern ist
kundenfeindlich und gefährdet die
Nahversorgung. Beim Kampf um den
Erhalt der Postämter als Nah-
versorgung wissen wir auch den Ge-
meindeverband auf unserer Seite. Der
Umgang der Post AG mit den Post-
ämtern zeigt, dass das Prinzip „mehr
privat – weniger Staat“ nicht funktio-
niert.

rückgeführt und geschützt werden.
Deshalb haben wir uns in einer Petiti-
on an den Nationalrat für den verfas-
sungsmäßigen Schutz öffentlichen –
also unseres – Eigentums eingesetzt.
Statt Zusperren sollte die Post ihr
Dienstleistungsangebot erweitern.

Arbeit: Was unterscheidet den
GLB von anderen Kammerfrak-
tionen?

Hobek: Der GLB ist eine Fraktion, die
ausschließlich den Interessen der Be-
schäftigten verpflichtet ist. Von uns gibt
es keine sozialpartnerschaftlichen
Manöver, keine Packelei auf Kosten
der Beschäftigten. Die AK ist mehr als
der wertvolle Konsumentenschutz.
Wir wollen Druck gegen die offensive
Belastungspolitik der Regierung ma-
chen. Unsere KandidatInnen sind kei-
ne freigestellten MultifunktionärInnen
sondern arbeiten in den Betrieben und
wissen wo der Schuh drückt. Unsere
KollegInnen werden für ihre
Verlässlichkeit geschätzt – von den
anderen Fraktionen unterscheiden wir
uns dadurch, dass wir keine
„Sozialpartnerfraktion“ sind sondern
ausschließlich die arbeitenden Men-
schen vertreten.

Arbeit: Du bist BR- und VPA-Vor-
sitzender eines großen Postamtes.
Was sagst Du zum neuerlich ge-
planten Zusperren von Postäm-
tern?

Hobek: Ich bin selbst in meinem Be-
reich von der geplanten Schließung von
Postämtern betroffen und kämpfe mit

Hobek: In der AK braucht es eine
konsequente Kraft, die Verschlechte-
rungen nicht länger hinnehmen will. Die
Unternehmer werden immer frecher,
immer öfter werden Arbeitnehmer-
Innenrechte nicht eingehalten. Öffent-
liches Eigentum wird in Frage gestellt,
die Rechte der Lohnabhängigen im-
mer mehr ausgehöhlt. Besonders arg
ist der Umgang mit kritischen Kräften
bei den Gemeindebediensteten. Ich
kandidiere, um diese Missstände
kompromisslos in der AK zur Spra-
che zu bringen.

Arbeit: Für KundInnen der Post
sind Verschlechterungen bereits
lange spürbar. Haben sich die Ar-
beitsbedingungen ebenfalls ver-
schlechtert?

Hobek: Durch das Zusperren gibt es
auf den verbleibenden Postämtern
natürlich mehr KundInnen. Da kaum
mehr Personal eingestellt wird und
krankheits- und urlaubsbedingte Aus-
fälle kaum berücksichtigt werden,
kommt es zu einer zusätzlichen Bela-
stung der Beschäftigten. Dadurch sinkt
die Arbeitsqualität, vorgeschriebene
Ziele können nicht mehr eingehalten
werden und schon droht auch bei ver-
bleibenden Postämtern die Schlie-
ßung. Darauf haben wir in der Ge-
werkschaft schon oft hingewiesen. Wir
lehnen auch das Auslagern von Dien-
sten bei der Post strikt ab. Im Gegen-
satz zu uns hat die SP-Fraktion offen-
bar kein gesteigertes Interesse, den
Kampf um den Erhalt der Post und
um menschenwürdige Arbeitsbedin-
gungen fortzusetzen.

Arbeit: Alle brauchen die Post –
wie muss Deiner Meinung nach die
Post der Zukunft aussehen, wie
soll die Infrastruktur erhalten
bleiben?
Hobek: Die für eine vernünftige Infra-
struktur notwendigen Betriebe, und
dazu gehören Post und Bahn, müssen
wieder in öffentliches Eigentum zu-

Arbeit: Du arbeitest selbst als Zu-
steller und bist daher von der mas-
siven Teuerung in den letzten Mo-
naten betroffen. Wie soll gegen
dieses Raubrittertum vorgegangen
werden?
Hobek: Die Gewerkschaften sind ge-
fordert, die KV-Abschlüsse haben die
gestiegene Produktivität kaum abge-
golten und es gab seit Jahren keine
reale Lohnerhöhung mehr. Dringend
notwendig ist die amtliche Preisrege-
lung für Güter des täglichen Bedarfs,
zumindest für Grundnahrungsmittel,
Wohnen und Energie. Auch die Ben-
zinpreise gehören wieder amtlich ge-
regelt. Für PendlerInnen muss der öf-
fentliche Verkehr massiv ausgebaut
und kostenfrei werden. Der kommu-
nale Wohnbau gehört ausgebaut, die
Stadt Wien muss wieder selbst bau-
en. Wir fordern mehr Betriebs-
prüferInnen die dafür sorgen, dass sich
die Unternehmen nicht vor den Steu-
ern drücken. Es wird Zeit, dass end-
lich jene zur Kassa gebeten werden,
die keinen Solidarbeitrag leisten, ob-
wohl sie Vermögen besitzen. Betrie-
ben, die keine Lehrlinge ausbilden oder
geltendes Arbeitsrecht verletzen, ge-
hört die öffentliche Unterstützung ent-
zogen.

Arbeit: Vielen Dank für das Ge-
spräch
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Von Werner Beier

Wohin der Flug führ t

Die 1957 gegründete AUA war ursprünglich voll im Staatsbesitz. 1988
erfolgte unter der rotschwarzen Regierung ein erster Börsegang mit 25
Prozent. In der Folge stieg der Str eubesitz auf 48,02 Prozent und die
restlichen 42,75 Prozent ÖIAG-Anteil stehen nun politisch abgesegnet
zum Geschenk bereit. Wohin der Flug der AUA führ t, ist klar:

Die Gremien von ÖIAG und AUA sind
von Lobbyisten des deutschen Kapi-
tals durchsetzt und sie machen erfolg-
reich Druck für den Verkauf der AUA
an die Lufthansa. Österreich vollzieht
den nächsten „Anschluss“ an das
Konzernsyndikat um die Finanz-
giganten  Deutsche Bank und Allianz-
Konzern/Dresdner Bank.

Unvergessen in diesem Zusammen-
hang die Verschleuderung der VA-
Tech 2005 an Siemens im Graubereich
der Bestimmungen des ÖIAG-Geset-
zes und des Privatisierungsauftrags der
Bundesregierung. Unvergessen auch
der nach anfänglichen Protesten erfolg-
te Kniefall von Politik und ÖGB, der
sich bei der AUA als Farce zu wie-
derholen scheint: Keine Rede mehr von
25 Prozent Sperrminorität in österrei-
chischer Hand, Standortsicherung

oder Arbeitsplatzgarantien wie noch im
Wahlkampfherbst 2008. Verstummt ist
auch der peinliche Sozialpartnerjubel
anlässlich der geplanten Voll-
privatisierung.

Was bleibt ist ein scheidender AUA-
Vorstandschef Walter Ötsch – seine
Vorarbeit als ehemaliger Siemens-
Mann ist schließlich getan – mit
Millionenabfertigung und ein „Tal der
Tränen“ für die Beschäftigten. Weit-
flächige Arbeitsplatzvernichtung, Ein-
kommensverlust, Rationalisierungs-
druck, Zukunftsangst und Flexibilisie-
rung im negativsten Sinne ist bereits
Programm!

Bedeutende Teile der AUA-Beleg-
schaft sind in der VIDA organisiert und
es stellt sich die Frage, wo sind die
Reaktionen, ja wo bleibt das entschie-

dene Auftreten des ÖGB? Sozialplä-
ne ausarbeiten und Achselzucken ist
jedenfalls zu wenig für eine Kampfor-
ganisation der arbeitenden Menschen
und ein trauriges Signal für deren Wil-
len und Fähigkeiten.

Der GLB-VIDA stellt sich entschie-
den gegen den wohlgeschmierten Aus-
verkauf Österreichs. Wir fordern als
vordringlichste Maßnahme die Entfer-
nung von ÖIAG- Aufsichtsratschef
(und Siemens-Urgestein) Peter Mi-
chaelis – aktuell sehr umtriebig bei der
Postverschleuderung engagiert – und
die sofortige Umwandlung der ÖIAG
von einer Privatisierungs- in eine Be-
teiligungsgesellschaft.

Werner Beier ist stv. GLB-Bundes-
vorsitzender

Peter Scherz: Jetzt muss man kämpfen!
Gegen die Stimmen der ÖVP forder-
te die 15. Vollversammlung der steiri-
schen AK am 5. Februar 2009 auf
Antrag des GLB-Vertreters Peter
Scherz mehrheitlich die Bundesregie-
rung auf, die Finanzierungsvorbehalte
für sinnvolle Vorhaben im Regierungs-
programm zu streichen. Peter Scherz:
„Ein Konjunkturprogramm muss für
alle da sein und möglichst hohe Be-
schäftigung zum Ziel haben. Die Mehr-
heit der Bevölkerung darf nicht die
Zeche der Finanz- und Wirtschaftskri-
se zahlen.“

Ebenfalls beschlossen wurde ein kla-
res Bekenntnis der AK zum Umlage-
verfahren bei den Pensionen: „Das

bedeutet die Einhaltung der zugesi-
cherten Drittelfinanzierung des Staa-
tes für die Pensionen und die  Rück-
führung der Pensionsfinanzierung vom
Kapitalmarkt auf das Umlagen-
system.“

Hingegen blockierte die SPÖ-Mehr-
heit die Annahme des GLB-Antrages,
in dem die AK aufgefordert werden
sollte, mit den ihr zur Verfügung ste-
henden Mitteln für eine Begrenzung der
Leiharbeit einzutreten.  Peter Scherz:
„In den letzten Jahren ist eine Zwei-
klassengesellschaft auf dem Arbeits-
markt entstanden. Die Beschäftigten
in Leiharbeitsfirmen sind besonders
stark vom Anstieg der Arbeitslosigkeit

betroffen. Sie sind die ersten, die es
trifft, wenn es zu Krisen kommt. Es ist
die Aufgabe der AK, in allen Teilen
der Arbeiterschaft dieser Zwei-
klassengesellschaft entgegen zu wir-
ken.“

In seinem Diskussionsbeitrag auf der
Vollversammlung betonte der GLB-
Vertreter: „Es ist notwendig, dass die
AK als Gegengewicht zur neoliberalen
Wirtschaftspolitik auftritt. Gerade in
der Krise zeigt sich, dass die Sozial-
partnerschaft nicht das Maß aller Dinge
ist. Jetzt muss man kämpfen, wenn man
etwas für die Arbeiter erreichen will.“
Die GLB-Anträge im Wortlaut stehen
auf www.glb.at
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Von Hubert Schmiedbauer

Der Kapitalismus holt Atem

Mar x und Engels sind Bestseller. Das Wort Kapitalismus ist wieder
salonfähig. Verstaatlichung ist in, händeringend wird um öffentliche
Gelder gebettelt. Stärkung der Massenkaufkraft, jahrelang ignoriert
und verhindert, steht am Programm. Aber Vorsicht: Arbeitslosigkeit und
Unsicherheit in der Arbeitswelt werden für zusätzlichen Druck auf das
Sozialsystem genutzt.

In Österreich ist die Arbeitslosigkeit
wieder gestiegen. Ende Jänner waren
mehr als 300.000 Menschen ohne
Job, zehntausende hatten bereits
Kurzarbeit und das ist erst der Anfang.
Die Unternehmervertretungen machen
Druck auf mehr Kurzarbeit bei sozia-
ler Schlechterstellung. Sonst müsste
man Personal abbauen, sagen sie und
verlangen im selben Atemzug Öffnung
bisheriger Schranken für Massen-
kündigungen im Anschluss an Kurz-
arbeit.

Kurzarbeit bringt durch Intensivierung
meist dieselbe Arbeitsleistung, das
Unternehmen spart Löhne und ande-
re Kosten, aber damit ist der fehl-
entwickelten Autozulieferindustrie
nicht zu helfen. Die kapitalistische
Wirtschaft produziert drauf los, solan-
ge der Profit stimmt, und sperrt zu,
wenn der Markt schrumpft.

Schon im Jänner galten 230.000
ÖsterreicherInnen als „arm“, während
63.000 MitbürgerInnen jährlich Ein-
kommen von 72.000 Euro und mehr
zu versteuern hatten. Solche Einkom-
men führen zu Vermögen, die wieder-
um nahezu steuerfreie Zusatzgewinne
bringen. So verschiebt sich das Volks-
einkommen von Jahr zu Jahr: Die
Lohnquote sinkt bereits unter die 60-
Prozent-Marke, während die Ein-
kommen aus unternehmerischer Tätig-
keit, Besitz und Vermögen von 25
Prozent auf mehr als ein Drittel ge-
wachsen sind. Anders die Steuerauf-
kommen: Lohnsteuer und Mehrwert-
steuer erbrachten 2007 40,5 Milliar-
den Euro, 2008 bereits 43,2 Mrd. bei
einem Gesamtsteueraufkommen von

64,7 bzw. 68,5 Mrd. Die Einkommen-
steuer stieg gerade einmal von 2,6 auf
2,7 Mrd.

Moralische Appelle nutzlos

Mit der weltweiten Verflechtung von
Wirtschaft, Profitmaximierung und
Spekulation tritt auch die kapitalisti-
sche Krise als globale Erscheinung auf.
Nur mühsam gelingt es den Herrschen-
den, von den grundsätzlichen Un-
menschlichkeiten dieses Systems ab-
zulenken. Nicht zuletzt durch Anwen-
dung oder Provokation nackter Ge-
walt. Zur Zeit geht es um noch dichte-
re Konzentration der Wirtschaft, um
die Herausbildung noch stärkerer
Macht auf den Märkten und in der
Politik – und um die Fähigkeit, ganze
Staatshaushalte zu destabilisieren, die
Politik von Regierungen untere Druck
zu setzen, innenpolitische Spannungen
zu finanzieren, Bürgerkriege anzusta-
cheln. Krieg gilt noch immer als ein
Ausweg aus kapitalistischen Krisen.

Kapitalistische Krisen sind stets ein
Atemholen bei der Suche nach dem
Maximalprofit. Die Weltkonjunktur hat
in den letzten Jahren starke Wachs-
tumsraten gezeigt. Dadurch sind auch
Berge an Profiten gewachsen, von
denen ein großer Teil nicht als Investi-
tionen in die Realwirtschaft zurückflie-
ßen konnte. Es gab zuwenig kaufkräf-
tige Nachfrage – etwa in den asiati-
schen Billiglohnländern. Dafür hat sich
das Finanzvermögen der etwas mehr
als zehn Millionen Reichsten der Welt
innerhalb von zehn Jahren auf über 40
Billionen Dollar (eine Billion = eine
Million Millionen) verdoppelt. Andert-

halb Promille der Menschheit besaßen
2007 40 Prozent des privaten Geld-
vermögens… Nach einer anderen Be-
rechnung betrug das globale Geld-
vermögen der Privathaushalte im Jahr
2000 63,8 Billionen Dollar, 2005 wa-
ren es 88,3 Billionen, ein Wachstum
um 38 Prozent. In Europa wuchs es
aber um 56 Prozent von 18,7 auf 29,2
Billionen, in Japan nur um 4,4 Prozent
auf 11,9 Billionen, in Afrika und Mittel-
ost blieb es mit 2,8 Billionen Dollar
gleich.

Millionäre und reiche Privathaushalte
suchen zusammen mit den nicht inve-
stierten Profiten andere Verwertungs-
möglichkeiten: Pensionsfonds, Versi-
cherungen, Spekulationskapital,
Währungsspekulation. Im weltweiten
Devisenhandel werden täglich mehr als
3000 Milliarden Dollar umgesetzt –
vor zwanzig Jahren waren es so um
die 500 Milliarden. Der internationale
Handel mit Derivaten – früher einmal
Instrumente der Risiko-Absicherung
bei Handelsgeschäften, heute nichts
anderes als spekulatives Wettgeld auf
wahrscheinliche Entwicklungen im
Geldmarkt – wuchs von rund 200 Bil-
lionen Dollar im Jahr 2000 auf 1200
Billionen im Jahr 2007. Andererseits
ziehen unzählige Anleger ihre Einlagen
von Fonds ab, denen sie nun nicht mehr
vertrauen. Da geht es um hunderte
Milliarden Dollar oder Euro. Diese
Kapitalströme bringen weitere Turbu-
lenzen in den Geldmarkt.

Das Kapital entmachten

 All diese Zahlen sind nur Einzelbei-
spiele dafür, über welche ungeheuren
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Profite aus der gesellschaftlichen
Wertschöpfung, also der Ausbeutung
von Arbeitskraft, eine Handvoll priva-
ter EigentümerInnen verfügt. Es ist zur
Zeit nur nahezu unmöglich für das
Kapital, Veranlagungen und Investitio-
nen so unterzubringen, dass die Profit-
erwartungen erfüllt werden können.
Da sollen nun die Staatshaushalte ein-
springen und das Profitsystem retten.
Inzwischen bilden aber „die Reichen“
neue kapitalistische Organisationsfor-
men zur Absicherung ihrer gegenwär-
tigen und zukünftigen Profite. Bisher
waren es vor allem die Stiftungen und
„Steueroasen“, wohin sich die
Kapitalmengen steuerschonend und
diskret verkrochen hatten, doch die-
se scheinen den Geldsäcken nicht
mehr ganz sicher.

Österreichische Banken und Versiche-
rungen haben 230 Milliarden Euro in
den osteuropäischen Staaten angelegt,
das entspricht mehr als zwei Dritteln
des gesamten österreichischen Brutto-
inlandsprodukts. Das Gerangel um die
Vormachtstellung im mittel-
osteuropäischen Erdöl- und Erdgas-
geschäft erreichte beinahe Dimensio-
nen eines Handelskrieges. Ganze Ban-
ken- und Versicherungskonzerne, aber
auch Industrie- und Handelsunterneh-
men wurden aufgekauft oder gegrün-
det. Auf Österreich entfällt fast ein
Fünftel aller Kredite dieser Länder,
erst an zweiter Stelle folgt Deutsch-
land mit rund 15 Prozent.

Jahrelang wurde in den Bilanzen von
Banken, Versicherungen und Indu-
striekonzernen hervorgehoben, welch
großer Anteil am Geschäftserfolg aus
diesen Erwerbungen oder Beteiligun-
gen stammt. Jetzt drohen durch die
kapitalistische Finanzkrise Verluste
und die heimischen Heuschrecken stel-
len sich beim Finanzminister um Sub-
ventionen oder wenigstens Ausfall-
haftungen an. Da tritt nun ein weiterer
kapitalistischer Wucher in Erscheinung:
Der Geldmarkt mit seinen Institutio-
nen belastet „das Risiko“ mit höheren

Zinsen und Gebühren, das den öster-
reichischen Staat bzw. seine Geldwirt-
schaft Milliarden kosten könnte, denn
die Stützungsmilliarden müssen ja erst
einmal hoch verzinst vom Geldmarkt
geholt werden – also von Banken…
Außer den Regierungen und Parla-
menten, deren Denken und Handeln
den herrschenden gesellschaftlichen
Verhältnissen untergeordnet ist, hat
sich auch eine Reihe von Institutionen
entwickelt, die weltweit dieses System
kontrollieren und nicht einmal an Spiel-
regeln der bürgerlichen Demokratie
gebunden sind: die Weltbank und die
kontinentalen Zentralbanken, der In-
ternationale Währungsfonds, die
Welthandelsorganisation. Sie alle er-
füllen Aufgaben zur Erhaltung der be-
stehenden Wirtschaftsmechanismen –

und berichtete über einige Konzepte
dieser Versammlung kapitalistischer
Systemträger. Der geschäftsführende
ÖGB-Präsident Erich Foglar reagier-
te auf die Aussagen Schneiders – und
damit wohl auch auf das ganze Welt-
forum – enttäuscht:

„Wir brauchen rasch ganz klare Re-
geln für die Finanzwirtschaft“, verlang-
te Foglar und forderte nicht nur Re-
geln, sondern auch die Instrumente,
solche Regeln zu sanktionieren. Er for-
derte auch einen „generellen System-
wechsel in der Finanzwirtschaft“ und
erinnerte an die Forderung des ÖGB
nach Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer und einer Speku-
lationssteuer. „Es braucht einen gene-
rellen Wandel, und zwar rasch.“ Aus

und wehe den Staaten oder Poli-
tikerInnen, die versuchen, andere Mo-
delle zu entwickeln!

Gewerkschaften: Starke Worte

Eine neue Weltfinanzordnung sei nö-
tig, wurde am Schluss des
Weltwirtschaftsforums in Davos Ende
Jänner verkündet. Dort waren an die
2500 Leute aus Wirtschaft, Wissen-
schaft und Politik versammelt, darun-
ter 40 Regierungschefs, um der Welt
zu zeigen, wie es weitergehen soll. Der
Generaldirektor dieses Forums,
André Schneider, war im ORF zu Gast

diesen starken Worten ist noch nicht
zu entnehmen, dass die Führung der
stärksten organisierten Kraft zu sy-
stemkritischen oder auch systemüber-
windenden Aktionen bereit ist.

Die Besitzenden sind durch die Krise
in ihrer Existenz nicht bedroht. Wohl
aber all jene, die nur ihre Arbeitskraft
besitzen (oder besessen haben). Dar-
um bleibt ihnen auch nur der Ausweg,
ihre Arbeitskraft so teuer wie möglich
zu verkaufen: Keine Preisgabe sozia-
ler Substanz. Keine Lohnverluste hin-
nehmen. Und dann geht es um Wege,
das ganze System auszuhebeln, viel-
leicht mit ersten Schritten der Enteig-
nung von Banken und Großkonzernen.

Wenn solche Erkenntnisse jetzt auch
von führenden GewerkschafterInnen
zu hören sind, wenn es zu Massen-
protesten kommt – die letzten Mona-
te haben weltweit schon einiges ge-
zeigt! -, wenn sich internationale Soli-
darität gegen das globale Profitsystem
formiert, dann erfüllt die gegenwärti-
ge Krise ihre Funktion des Atemho-
lens nicht nur für höhere Profite, son-
dern für neue Menschlichkeit.

Hubert Schmiedbauer ist Journa-
list und lebt in Graz
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Von Siegfried Pötscher

Arbeitsr echt-Tipp:
Der Arbeitsvertrag (Zweiter Teil)

Beim Werkvertrag verpflichtet sich
jemand (der Werkunternehmer) zur
Herstellung eines Werkes für einen
anderen (Werkbesteller). Merkmale
eines Werkvertrages sind: Auf Erfolg
ausgerichtet, Erfolgsgarantie, keine
persönliche Arbeitspflicht, Verwen-
dung eigener Arbeitsmittel, der Werk-
unternehmer ist nicht in die Organisa-
tion des Werkbestellers eingegliedert,
keine persönliche und wirtschaftliche
Abhängigkeit.

Lässt sich zum Beispiel jemand von
einem Schneidermeister einen Anzug
nähen, entsteht zwischen dem Schnei-
dermeister und dem Besteller ein
Werkvertrag. Zwischen dem Gesellen,
der den Anzug tatsächlich näht und
dem Schneidermeister besteht jedoch
ein Arbeitsvertrag.

Bei einem freien Dienstvertrag ver-
pflichtet jemand zu Leistungen, wobei
weder die Merkmale des Arbeitsver-
trages, noch die des Werkvertrages

voll ausgeprägt sind. Seit 1.7.2004
haben freie Dienstnehmer Anspruch
auf Ausstellung eines Dienstzettels (§
1164a Allgemeines Bürgerliches Ge-
setzbuch): Weiters kommt ab
1.1.2008 das neue Abfertigungsrecht
auf freie Dienstverhältnisse zur Anwen-
dung.

Merkmale des freien Dienstvertrages
sind: Der freie Mitarbeiter übernimmt
keine Erfolgsgarantie. Die persönliche
Abhängigkeit ist, wenn überhaupt, nur
schwach ausgeprägt. Freie Mitarbei-
ter sind nicht in die Organisation des
Auftraggebers eingegliedert. Freie
Mitarbeiter haben in der Regel die
Möglichkeit, sich vertreten zu lassen.
Seit dem 1.1.2008 sind freie Dienst-
nehmer, sofern sie die Geringfügig-
keitsgrenze überschreiten, arbeits-
losenversichert.

Für selbstständig erwerbstätige Per-
sonen (z.B.: Werkvertragsnehmer)
gibt es ab dem 1.1.2009 die Möglich-

keit unter bestimmten Voraussetzun-
gen der Arbeitslosenversicherung bei-
zutreten. Ob ein Arbeitsvertrag oder
eine andere Vertragsart (freie Mitar-
beit, Werkvertrag…) vorliegt, hängt
davon ab, welche der Vertrags-
merkmale (persönliche Arbeitspflicht,
Erfolgsgarantie….) überwiegen. Wie
der Vertrag bezeichnet wird, ist be-
deutungslos.

Arbeitsrechtliche Gesetze gelten in der
Regel nur für echte „ Arbeitnehmer „
– nicht jedoch für freie Dienstnehmer,
Werkvertragsnehmer. So haben z.B.
nur „echte“ Arbeitnehmer einen ge-
setzlichen Anspruch auf fünf oder sechs
Wochen Urlaub pro Arbeitsjahr oder
auf Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall.

Jean Ziegler, UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Nahrung,
hält der globalisierten Welt den Spiegel vor. Er zeigt auf, wie trans-
nationale Konzerne ein weltumspannendes Imperium der Schande er-
richtet haben, das letztlich auf dem Hunger und der Verschuldung der
Entrechteten dieser Erde basiert. Ziegler legt eine unbestechliche Be-
standsaufnahme der heutigen ungerechten Weltordnung vor und macht
entschlossen Front gegen Exzesse kapitalistischer Gewinnsucht: „Es
kommt nicht darauf an, den Menschen der Dritten Welt mehr zu ge-
ben, sondern ihnen weniger zu stehlen.“ Für Jean Ziegler ist jedes Kind,
das verhungern muss, ermordet worden, denn es gibt für alle Men-
schen genug Nahrung.

Jean Ziegler, Das Imperium der Schande, aus dem Französischen über-
setzt von Dieter Hornig, Bertelsmann Verlag, ISBN 3570008789

Das Imperium
der Schande
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Krisensichere weibliche Schwerarbeit

„Jobs von Frauen sind krisenfester“ titelte der „Kurier“ (17.1.) und
berichtete dass tausende „Männerjobs“ in der Industrie wegbrechen.
Der Nachsatz wurde gleich mitgeliefert, dass nämlich diese (noch) „si-
cheren“ Frauenjobs „miserabel bezahlt und oft ungemein anstrengend“
sind. Wenn man die Tatsache als normal betrachtet, dass Frauen im
Schnitt um ein gutes Drittel weniger verdienen als Männer und außer-
dem den Großteil der prekär Beschäftigten stellen, lässt sich natürlich
leicht von „sicher“ schwätzen.

Das alles gilt freilich seit Jahren als
normal, aber erst jetzt, weil die Krise
ausgehend von der Autozuliefer-
industrie zunehmend klassische
Männerarbeitsplätze wegputzt, wird
das große Wehklagen geführt. Etwa
darüber, dass bereits tausende Leih-
arbeiter „abgebaut“ wurden und für
rund 27.000 Beschäftigte Kurzarbeit
angesagt ist, Tendenz steigend.

Die Wirtschaft hat blitzartig umgeschal-
tet: Statt „mehr privat, weniger Staat“
ist jetzt das Gegenteil angesagt. Aber
der Ruf nach Milliarden für notleiden-
de Branchen wie etwa die Autozu-
lieferindustrie zielt einmal mehr darauf
Männerarbeitsplätze zu sichern, sei es
mit einer kräftigen Geldspritze für ent-
sprechende AMS-Subventionen für
Kurzarbeit & Co. oder in anderer
Form.

Die „Sicherheit“ von Frauenarbeits-

plätzen widerspiegelt sich etwa in der
Entwicklung der geringfügigen Be-
schäftigung: Stieg die Zahl der gering-
fügig beschäftigten Männer von 2000
bis 2008 von 54.000 auf 98.000, so
jene der Frauen von 139.000 auf
193.000. Aus solchen Trends ist etwa
auch erklärbar, warum Frauen nach
wie vor um ein gutes Drittel weniger
verdienen als Männer.
Besonders deutlich wird das in Ober-
österreich: Da ist nämlich der Bezirk
Steyr bedingt durch die enorme Kon-
zentration der Fahrzeugindustrie bun-
desweit Spitzenreiter bei Männer-
verdiensten mit 3.225 Euro. Die
Kehrseite ist der Bezirk Freistadt, der
mit einem Fraueneinkommen von ma-
geren 1.245 Euro österreichweit ab-
solutes Schlusslicht ist. Eine berufstä-
tige Frau verdient im Bezirk Freistadt
also gerade 40 Prozent dessen, was
ein berufstätiger Mann in Steyr ver-
dient.

Deutlicher könnte das Versagen des
ÖGB in seiner nach wie vor auf den
klassischen männlichen Industriearbei-
ter in der Metallbranche ausgerichte-
ten Lohnpolitik nicht zum Ausdruck
kommen. Gleichberechtigung und
Chancengleichheit - etwa durch einen
gesetzlichen Mindestlohn von zehn
Euro pro Stunde, ist der den
Gewerkschaftsspitzen trotzdem wei-
terhin ein Gräuel. Schließlich haben
dort überwiegend hochbezahlte Män-
ner das Sagen.

Solche Ungerechtigkeiten finden sich
auch beim Pensionsrecht. Davon ab-
gesehen, dass nur wenige tausend
Menschen überhaupt die Kriterien für
eine Schwerarbeitspension erfüllen,
sind Frauen davon aber faktisch über-
haupt ausgeschlossen. Zwar ist die
Arbeit in Krankenhäusern, Pflegehei-
men oder Supermärkten Schwerarbeit
im wahrsten Sinne des Wortes. Das
zählt freilich nicht für diese Pension,
denn Schwerarbeit ist laut Gesetz
männlich definiert, die Schwerarbeits-
pension zudem erst mit 60 möglich.
Aber nach der herrschenden Meinung
ist die weibliche Schwerarbeit krisen-
sicher…

Wir  trauern um Anton Hofer
(1927-2009)

Nach Redaktionsschluss erreich-
te uns die Nachricht, dass am 14.
Februar 2009 der langjährige frü-
here Bundesvorsitzende des GLB
Anton Hofer nach langer schwerer
Krankheit im 82. Lebensjahr ge-
storben ist. Hofer war von 1970 bis
1989 Bundesvorsitzender des
GLB und mehrere Perioden lang
auch Mitglied des ÖGB-Bundes-

vorstandes sowie des General-
rates des Weltgewerkschaftsbun-
des und Arbeiterkammerrat in Nie-
derösterreich. Wir werden Kolle-
gen Anton Hofer stets ein ehren-
des Andenken bewahren. Einen
ausführlichen Nachruf bringen wir
in der nächsten Nummer.
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